
6. Antrag der CDU-Fraktion auf Veränderung der im S chulwegeplan ver-

zeichneten Straßenüberquerung im Bereich der Kreuzu ng Goe-

thestraße/ Dresdener Straße; Beschluss.  

 

Sachverhalt: 

 

Mit Schreiben vom 27. Januar 2016ging bei der Verwaltung folgender Antrag 

der CDU-Fraktion ein: 

 



Gemäß § 34 Abs. 1 S. 4 bis 6 GemO in Verbindung mit § 13 Abs. 2 der Ge-

schäftsordnung ist auf Antrag eines Viertels der Gemeinderäte ein Verhand-

lungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung 

des Gemeinderates zu setzen. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum 

Aufgabengebiet des Gemeinderates gehören. Der gleiche Verhandlungsge-

genstand darf nicht innerhalb der letzten sechs Monate behandelt worden 

sein. 

Da der vorliegende Antrag von genügend Gemeinderäten unterzeichnet 

wurde, ist das erforderliche Quorum erfüllt. Der Antrag beinhaltet auch die 

Mittelbereitstellung im Haushalt 2016. 

 

Da es sich um verkehrsrechtliche Maßnahmen handelt, sind diese mit dem 

Straßenverkehrsamt abzustimmen. Der im Antrag aufgeführte Bereich war 

bereits mehrfach Bestandteil sogenannter Verkehrstagesfahrten, die zusam-

men mit der Verkehrsbehörde, Polizei, Gemeinde und weiteren Vertretern 

durchgeführt werden. Ein Ergebnis aus dieser Befahrung war damals, dass 

die im Schulwegplan dargestellte Querungsstelle durch Bodenmarkierung 

und entsprechende Beschilderung hervorgehoben wurde. 

Im Antrag sind 3 alternative Vorschläge zur Bestandssituation dargestellt. 

Eine kurzfristige Maßnahme könnte die Einrichtung einer permanenten oder 

auch mobilen Messeinrichtung sein, die durch die Anzeigetafel ein Über-

schreiten der zugelassenen Höchstgeschwindigkeit anzeigt. Wenn dem An-

trag stattgegeben wird, würde die Verwaltung unabhängig von der Geschwin-

digkeitstafel die angefragten Varianten mit der Verkehrskommission erörtern 

und das Ergebnis dann im Technischen Ausschuss erörtern. Erst dann sollten 

konkrete Planungen, die wiederum Kosten verursachen, beauftragt werden, 

da die Planung dann schon auf die Auflagen bzw. Vorgaben der Genehmi-

gungsbehörden eingehen kann.  

 

Der Antrag der CDU-Fraktion wird nach § 34 GemO zur Beschlussfassung 

vorgelegt. 
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